
Beschluss: 
Der Rat beschließt folgende Richtlinien der Stadt Bornheim zur Förderung der Inklusion in Bil-
dungseinrichtungen: 

 

Richtlinie der Stadt Bornheim zur Förderung der Inklusion in Bildungseinrichtungen 
Präambel 
Die Stadt Bornheim tritt dafür ein, die Umsetzung der UN-Behindertenkonvention als einen Pro-
zess des Miteinanders und der Mitwirkung aktiv zu gestalten.  Die  Bestrebungen konzentrieren 
sich dabei zunächst darauf, die Ziele der Inklusion in allen Bildungseinrichtungen im Stadtgebiet 
zu verankern und  ihre Verwirklichung zu ermöglichen.   

Mit dieser Richtlinie wird die Verwendung der Mittel zur Durchführung des Aktionsplanes „Inklu-
sive Bildung in Bornheim“ geregelt.  

 

§ 1 Gegenstand der Förderung 
1. Gegenstand der Förderung sind  alle Maßnahmen, die im Rahmen des standortbezogenen 

Aktionsplanes der Verwirklichung der Inklusion in den Bildungseinrichtungen1 dienen. För-
derfähig sind insbesondere Maßnahmen für  

• Qualifizierung durch Fort- und Weiterbildung,  

• Bereitstellung einer fachlichen Beratung und Begleitung, 

• Unterstützung durch nicht-lehrendes Personal, 

• Verbesserung der sächlichen Ausstattung ,  

• den bedarfsgerechten Ausbau von Räumen entsprechend den individuellen Be-
dürfnissen der Kinder und Jugendlichen, die in eine Einrichtung aufgenommen 
werden sollen. 

2. Nicht förderfähig sind Hilfsmittel oder Maßnahmen, die über  andere Träger  zu finanzieren 
sind.  

 

§ 2 Voraussetzungen der Förderung 
1. Grundvoraussetzung für eine Förderung einer Bildungseinrichtung nach diesen Richtlinien 

ist das Vorliegen eines standortbezogenen Aktionsplans zur Inklusion. 

2. Die Mittel werden ausschließlich zur Inklusion in der Bildung verwendet.  

3. Die im Antrag genannte Maßnahme kann nicht durch Mittel aus anderen Quellen finanziert 
werden. Die Verwendung der Bornheimer Fördermittel als Grundlage für eine Förderung 
durch Drittmittel ist möglich.  

 
§ 3 Verfahren der Förderung 

                                                
1 Bildungseinrichtungen im Sinne dieser Richtlinien sind trägerübergreifend alle Kindertageseinrichtungen, 

Schulen, Jugendfreizeiteinrichtungen und Einrichtungen der Erwachsenenbildung im Stadtgebiet 
Bornheim  

 



1. Die Richtlinien finden im Rahmen der durch den Rat der Stadt Bornheim zur Verfügung ge-
stellten Haushaltsmittel Anwendung. Ein Rechtsanspruch auf Gewährung einer Förderung 
besteht nicht. 

2. Das Land Nordrhein-Westfalen gewährt den Gemeinden aufgrund des Gesetzes zur Förde-
rung kommunaler Aufwendungen für die schulische Inklusion vom 09.07.2014 eine Inklusi-
onspauschale. Diese dient der Unterstützung der Schulen des Gemeinsamen Lernens 
durch nicht-lehrendes Personal der Kommunen, soweit diese Kosten nicht vorrangig der Fi-
nanzierung individueller Ansprüche nach § 35 a des Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB 
VIII) und § 54 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII) dienen.     

 Die zweckgebundene Verwendung dieser Mittel ist besonders zu beachten. 

 

§ 4 Antragsstellung 
1. Die Förderung wird auf Antrag gewährt. Antragsberechtigt sind alle Bildungseinrichtungen 

nach § 1. 

2. Jede Bildungseinrichtung kann zu Beginn des Haushaltsjahres, spätestens jedoch bis zum 
01. März Fördermittel beantragen.  

3. Die Anträge müssen enthalten: 

a) eine Beschreibung des jeweiligen Vorhabens mit Inhalt und Ziel sowie der messbaren 
Wirkung der Maßnahme 

b) den Zeitrahmen für die Umsetzung 

c) die/den Projektverantwortliche/n 

d) die Höhe der beantragten Fördersumme sowie der Gesamtkosten 

e) die Darstellung, ob es sich um eine Voll- oder Teilfinanzierung handelt. Bei Letzterem 
sind die Drittmittelgeber zu nennen. 

 

§ 5 Bewilligung 
1. Die Projektgruppe „Inklusion“ bewertet die grundsätzliche Förderfähigkeit der beantragten 

Maßnahmen und spricht eine Förderempfehlung aus.  

 Übersteigt das Gesamtvolumen der Anträge die zur Verfügung stehenden Mittel, spricht die 
Projektgruppe eine Empfehlung zur Priorität der beantragten Maßnahmen aus.   

 Der Projektgruppe "Inklusion" gehören die Inklusionsbeauftragte, die Sprecher und Spre-
cherinnen der Schulen und Kindertagesstätten, Vertreter der Schulträgerin Stadt Bornheim, 
die Vertreterin der Weiterbildungsträgerin (VHS) und die Leiterin des Inklusionsbüros an.  

2. Der Bürgermeister entscheidet unter Einbeziehung der Empfehlung der Projektgruppe "In-
klusion" nach pflichtgemäßem Ermessen unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsat-
zes über die Gewährung der Förderung. 

 

§ 6 Nachweis- und Berichtsführung 
1. Die erfolgte Verwendung der abgerufenen Mittel ist bis zum 30.11. eines jeden Jahres 

nachzuweisen.   

2. Alle Ausgaben, die für die geförderte Maßnahme angefallen sind, sind mit den Originalrech-
nungen zu belegen.  



3. Mittel, die nicht entsprechend der Antragstellung verwendet oder deren Verwendung nicht 
fristgerecht nachgewiesen wurden, sind dem Bürgermeister der Stadt Bornheim bis zum 
30.12. zurückzuzahlen.  

4. Dem Verwendungsnachweis ist ein Bericht über die durchgeführten Maßnahmen beizufü-
gen, in dem der Verlauf der Maßnahme dargestellt und das Ergebnis anhand der ursprüng-
lichen Zielsetzung und beabsichtigten messbaren Wirkung dokumentiert wird.  

 
§ 7 Inkrafttreten 
Die Richtlinie  tritt am 01.01.2016 in Kraft. 
 


